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Blickpunkt 
 International

1 Neuerungen im Schweizer 
 Abkommensnetz1

Folgende Neuerungen haben sich seit dem letzten 
Update in der Ausgabe StR 10/2014 S. 692 ff. An-
fang September bis Redaktionsschluss Ende Ok-
tober im Schweizer Abkommensnetz ergeben 
(chronologisch dargestellt):
• Der Bundesrat hat am 19. September 2014 

die Botschaft zur Revision des Abkommens 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf 
dem Gebiet der Steuern von Einkommen 
und vom Vermögen («DBA») mit Belgien 
verabschiedet und dieses dem Parlament zur 
Genehmigung vorgelegt2. Das Abkommen 
erhält eine Amtshilfeklausel nach aktuellem 
internationalen Standard zum Informati-
onsaustausch auf Anfrage. Zudem wurden 
insbesondere Verbesserungen bei der Be-
steuerung von Dividenden, Zinsen und Li-
zenzgebühren vereinbart.

• Gemäss Mitteilung der norwegischen Steuer-
behörden vom 19. September 2014 hat Nor-
wegen am 6. Juni 2014 das mit der Schweiz 
bestehende Doppelbesteuerungsabkommen 
auf dem Gebiet der Erbschaftssteuern von 
1956 beendet3. Das Abkommen wird noch bis 
am 31. Dezember 2014 in Kraft bleiben. Ab 
dem 1. Januar 2015 werden beide Länder bei 
Kollisionen dann wieder ihr unilaterales 
Recht anwenden.

• Australien hat am 24. September 2014 das 
neue DBA mit der Schweiz unterzeichnet. 
Das neue Abkommen trat am 14. Oktober 
2014 in Kraft und ersetzt das bestehende 
DBA aus dem Jahre 1980. Das Abkommen 
enthält Bestimmungen über den Austausch 
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von Informationen gemäss dem heute gel-
tenden internationalen Standard. Im Weite-
ren bringt das Abkommen Verbesserungen 
bei der Besteuerung von Dividenden, Zinsen 
und Lizenzgebühren. Während das bisherige 
DBA für Dividenden einen einheitlichen 
Quellensteuersatz von 15% vorsah, werden 
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qualifizierte Beteiligungen (10% Mindestbe-
teiligung) neu mit einer Sockelsteuer von 
5% belastet. Zudem wird in denjenigen Fäl-
len, in denen eine qualifizierte Beteiligung 
von mindestens 80% während mindestens 12 
Monaten gehalten wurde, gar keine Quellen-
steuer auf Dividenden erhoben4. Für den Be-
reich der Verrechnungssteuer und den Infor-
mationsaustausch tritt das neue DBA am 
1. Januar 2015 in Kraft, für den Bereich der 
Lohnzusatzleistungen ab dem 1. April 20155.

• Der Bundesrat hat am 15. Oktober 2014 die 
Botschaft zum neuen DBA mit Argentinien 
verabschiedet und diese den eidgenössi-
schen Räten zur Genehmigung vorgelegt6. 
Daneben hat auch der argentinische Senat 
das neue DBA genehmigt und es der zustän-
digen Abgeordnetenkammer zur Genehmi-
gung vorgelegt7. Das am 20. März 2014 un-
terzeichnete DBA soll dasjenige von 1997 
ersetzen8. Das neue Abkommen erfüllt den 
heute geltenden internationalen Standard 
für den Informationsaustausch auf Anfrage. 
Für Dividenden sieht das Abkommen eine 
Sockelsteuer von 10% vor, sofern die nut-
zungsberechtigte Dividendenempfängerin 
zu mindestens 25% an der ausschüttenden 
Gesellschaft beteiligt ist. In allen anderen 
Fällen beträgt die nicht rückforderbare 
Quellensteuer 15% (Art. 10 Abs. 2). Argenti-
nien erhebt derzeit auf Dividenden gar keine 
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5 Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilung vom  
26. September 2014 und vom 23. Oktober 2014.

6  Vgl. Medienmitteilung des Eidgenössischen Finanz -
departementes EFD vom 15. Oktober 2014.

7 Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilungen vom  
24. Oktober 2014.

8 Vgl. HUBER/BARTZ/STOFFEL, Blickpunkt Internatio-
nal, in: SteuerRevue 6/2014, S. 428.

1  Stand am 1. November 2014.
2  Vgl. Medienmitteilung des Eidgenössischen Finanz -

departementes EFD vom 19. September 2014; Näheres 
zum Inhalt des revidierten DBA bei: HUBER/BARTZ/
STOFFEL, Blickpunkt International, in: SteuerRevue 
6/2014, S. 428 f.

3 Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilung vom  
22. September 2014.

4  Das neue Abkommen zwischen der Schweiz und 
 Australien ist abrufbar unter: http://www.news.admin.
ch/NSBSubscriber/message/attachments/32780.pdf.

Quellensteuer, es sei denn, der Betrag der 
Gewinnausschüttung übersteigt nach Abzug 
der Unternehmenssteuer die kumulierten 
steuerbaren Gewinne des Steuerpflichtigen. 
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In diesem Fall ist eine endgültige «equa -
lization tax» von 35% geschuldet, für die 
keine abkommensrechtliche Entlastung gel-
tend gemacht werden kann9.

• Der schweizerische Staatssekretär Jacques de 
Watteville hat sich am 15. Oktober 2014 mit 
seinem indischen Amtskollegen Shaktikanta 
Das in Bern getroffen. Im Zentrum der Ge-
spräche standen verschiedene bilaterale und 
multilaterale Themen aus dem Steuer- und 
Finanzbereich. Im Bereich der diskutierten 
Themen wurde eine gemeinsame Erklärung 
(«joint statement») abgeschlossen sowie ins-
besondere die Weiterführung des Dialogs zwi-
schen der Schweiz und Indien beschlossen10.

• Die mit Jersey, Guernsey und Isle of Man 
 abgeschlossenen Steuerinformationsabkom-
men (Tax Information Agreement oder auch 
«TIEA»11) sind am 14. Oktober 2014 in Kraft 
getreten. Beide Abkommen werden ab dem 
1. Januar 2015 angewendet12.

2 Vermeidung der Doppelbe-
steuerung von Betriebsstätten

Am 19. September 2014 hat der Bundesrat die Ver-
nehmlassung zur Verordnungsrevision über die 
pauschale Steueranrechnung bei Doppelbesteue-
rungsabkommen eröffnet, die bis zum 23. Dezem-
ber 2014 dauern wird13. Mittels der Verordnungs-
revision sollen Betriebsstätten ausländischer 
Unternehmen in der Schweiz künftig ebenfalls die 
pauschale Steueranrechnung gewährt werden, 
 sofern gewisse Voraussetzungen erfüllt sind.

2.1 Doppelbesteuerung von 
 Betriebsstätten

Unter der bestehenden Rechtslage können in 
der Schweiz ansässige Betriebsstätten einer 
 ausländischen Unternehmung keine pauschale 
Steuer anrechnung der nicht rückforderbaren 
ausländischen Quellensteuer (sog. Residual- 
oder Sockelsteuer) geltend machen. Die daraus 

systembedingte Doppelbesteuerung resultiert 
aus der folgenden Konstellation:
• Schweizer Betriebsstätten erhalten aus Dritt-

staaten, d. h. Ländern, die ihrerseits eben-
falls ein DBA mit der Schweiz abgeschlossen 
 haben, Zinsen oder Lizenzgebühren, die mit 
einer Sockelsteuer belastet wurden.

• Diese Erträge werden vom ausländischen 
Mutterhaus in die Schweiz ausgeschieden 
und hier besteuert.

• Das ausländische Mutterhaus, zu der die Be-
triebsstätte gehört, scheidet die Gewinne mit 
der sog. Befreiungsmethode aus und kann 
die Residualsteuern auf Zinsen und Lizen-
zen nicht an ihre Steuern anrechnen, da 
diese Erträge nicht in ihrem Sitzstaat be-
steuert werden.

• Auch die Schweizer Betriebsstätte kann die 
ausländische Residualsteuer nicht anrech-
nen, da sie gemäss DBA nicht als eine in der 
Schweiz ansässige Person gilt.

Die Problematik der fehlenden Anrechnungs-
möglichkeit von Quellensteuern aus Drittstaaten 
wurde auch von der Organisation für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung (nachfol-
gend «OECD») in ihrem Kommentar zum OECD-
Musterabkommen («OECD-MA») auf gegriffen. 
Entsprechend empfiehlt die OECD, die Proble-
matik entweder bilateral oder unilateral zu ent-
schärfen. Die Verordnungsrevision geht auf eine 
Motion von Nationalrat Fulvio Pelli zurück, wel-
che am 27. November 2013 vom Parlament 
überwiesen wurde, und verfolgt nun eine inner-
staatliche Lösung.

2.2 Möglichkeit der künftigen 
 pauschalen Steueranrechnung 
für Betriebsstätten

Damit die pauschale Steueranrechnung zu-
künftig auch von schweizerischen Betriebsstät-
ten ausländischer Unternehmen geltend ge-
macht werden kann, müssen folgende zwei 
Voraussetzungen kumulativ erfüllt sein:
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1. Zwischen sämtlichen beteiligen Ländern muss 
ein DBA bestehen, d. h. zwischen der Schweiz, 
dem Drittstaat sowie dem Sitzstaat der Gesell-
schaft zu der die Betriebsstätte gehört.

2. Die Betriebsstätte muss in der Schweiz or-
dentlich besteuert werden.

3 Entwicklungen EU

3.1  Überarbeitung der Richtlinie 
2011/16/EU

Der Rat der Europäischen Union hat am 14. Ok-
tober 2014 einem Entwurf zur Ausdehnung der 
Richtlinie über die Zusammenarbeit der Verwal-
tungsbehörden im Bereich der Besteuerung zu-
gestimmt14. Mit der Änderung wird der Umfang 
der zwischen den Verwaltungsbehörden zwin-
gend auszutauschenden Informationen auf Zin-
sen, Dividenden und andere Einkommen sowie 
auf Kontostände und Verkaufserlöse aus Finanz-
anlagen ausgedehnt15.
Mit der beschlossenen EU-Richtlinienänderung 
will sich die EU-Kommission dem Common Re-
porting Standard («CRS») der OECD annähern, 
welcher bereits von den G20 abgesegnet wurde16. 
Bedenken bestehen, da es trotz Annäherung unter-
schiedliche Standards zum auto matischen Infor-
mationsaustausch («AIA») in Steuerbelangen zwi-
schen EU und Nicht-EU-Ländern geben könnte.

Die Schweiz begrüsst den neuen globalen Stan-
dard für einen automatischen Informationsaus-
tausch. Ziel der Schweiz ist es, einen einzigen 
globalen Standard einzuführen, der dem ver -
einbarten Zweck dienen soll («Spezialitätsprin-
zip»), bei dem Daten gegenseitig («reziprok») 
ausgetauscht werden, der den Datenschutz ge-
währleistet und der die wirtschaftlichen Berech-
tigten von Trusts und anderen Finanzkonstruk-
ten identifiziert. In diesem Zusammenhang 
wurden bereits definitive Verhandlungsmandate 
zur Einführung des automatischen Informati-
onsaustausches verabschiedet und ein Bekennt-
nis zur Anerkennung des neuen OECD-Stan-
dards zum AIA abgegeben. Zusätzlich wurde 
kürzlich ein erster Entwurf zum Bundesgesetz 
über die einseitige Anwendung des jetzt gelten-
den OECD-Standards (Art. 26 OECD-MA) zum 
Informationsaustausch in die Vernehmlassung 
geschickt. Auf die Entwicklungen in der Schweiz 
wird im Folgenden kurz eingegangen.

 (1.)  Verhandlungsmandate des 
 Bundesrates zur Einführung  
des automatischen Informations-
austausches («AIA»)

Gestützt auf die Mandatsentwürfe vom 21. Mai 
2014 hat der Bundesrat am 8. Oktober 2014 die 
definitiven Verhandlungsmandate (unter ande-

den im Bereich der Besteuerung und zur Aufhebung der 
Richtlinie 77/799/EWG.

15  Vgl. «Combating tax evasion: Council agrees to extend 
automatic exchange of information», Pressemitteilung 
des Rates der Europäischen Union vom 14. Oktober 
2014 (abrufbar unter: http://www.consilium.europa.eu/
uedocs/cms_data/docs/pressdata/en/ecofin/
145103.pdf).

16 Vgl. dazu auch: HUBER/BARTZ/BERR/STOFFEL, 
 Blickpunkt International, in: SteuerRevue 10/2014, 
S. 698; Vgl. EY Global Tax Alert vom 20. Oktober 2014: 
 «Council of the European Union agrees to extend the 
automatic exchange of information».

9 Vgl. Vorabdruck zur Botschaft zu einem neuen Doppel-
besteuerungsabkommen zwischen der Schweiz und 
 Argentinien (abrufbar unter: http://www.news.admin.
ch/NSBSubscriber/message/attachments/36888.pdf).

10  Vgl. Medienmitteilung des Eidgenössischen Finanz -
departementes EFD vom 15. Oktober 2014.

11  Vgl. HUBER/BARTZ/BERR/STOFFEL, Blickpunkt Inter-
national, in: SteuerRevue 10/2014, S. 692.

12  Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilungen vom  
20. und 22. Oktober 2014.

13  Vgl. Medienmitteilung des Eidgenössischen Finanz -
departementes EFD vom 19. September 2014.

14  Vgl. Richtlinie 2011/16/EU des Rates vom 15. Februar 
2011 über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehör-
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rem mit der EU) zur Einführung des neuen 
 globalen Standards für den automatischen In-
formationsaustausch in Steuersachen mit Part-
nerstaaten beschlossen. Die Verhandlungsman-
date beinhalten die folgenden vier zentralen 
Punkte17:
• Verhandlung mit der EU über die Einfüh-

rung des AIA;
• Verhandlung mit den USA betreffend Umset-

zung des FATCA nach Modell 1 (automa -
tischer Datenaustausch auf gegenseitiger 
Basis);

• Verhandlungen mit weiteren ausgewählten 
Ländern betreffend AIA. Dabei soll das Augen-
merk primär auf die Länder gerichtet sein, 
mit denen die Schweiz enge wirtschaftliche 
sowie politische Beziehungen unterhält. Zu-
dem sollen die Länder ihren Steuerpflichti-
gen genügend Regularisierungsmöglichkei-
ten bereitstellen;

• Einführung des AIA auf Grundlage eines 
 Abkommens mit dem Partnerstaat. Inner-
staatlich wir zurzeit das notwenige Umset-
zungsgesetz vom Eidgenössischen Finanz-
departement vorbereitet, da die heutigen 
Rechtsgrundlagen einen automatischen In-
formationsaustausch ausschliessen.

(2.) Absichtsbekundung zur 
 Einführung des AIA nach OECD-
Standard

Parallel zu den Bestrebungen der EU, hat auch 
die OECD den automatischen Informationsaus-
tausch ausgebaut und bereits im Juli 2014 ihr 
Gesamtpaket (ein Modellabkommen «Compe-
tent Authority Agreement» kurz «CAA», den 
Common Reporting Standard kurz «CRS», einen 
ausführlichen Kommentar sowie technische An-
wendungsrichtlinien und Informatiklösungen) 
präsentiert18. An der jährlichen Plenarversamm-
lung des Global Forum für Transparenz und In-
formationsaustausch in Steuersachen in Berlin 
wurde am 28. und 29. Oktober 2014 der neue 

OECD Standard zum AIA von allen OECD und 
G20 Staaten bestätigt und das multilaterale CAA 
von 51 Jurisdiktionen unterzeichnet19. Das mul-
tilaterale CAA bildet die eigentliche Grundlage 
für den späteren bilateralen AIA. Die Schweiz hat 
das multilaterale Abkommen laut dem Staatsse-
kretariat für internationale Finanzfragen noch 
nicht unterzeichnet und es wird damit gerech-
net, dass sie dies erst Anfang 2015 tun wird20.
Anfang Oktober bestätigte jedoch bereits das 
Eidgenössische Finanzdepartement mit der Zu-
stimmung des Bundesrates dem Global Forum, 
dass die Schweiz die notwendigen gesetzlichen 
Vorkehrungen für die Einführung des globalen 
Standards zum automatischen Informations-
austausch der OECD treffen wird21. Bereits 2017 
sollen die schweizerischen Finanzinstitute mit 
der Erhebung von Kontodaten ausländischer 
Steuerpflichtiger beginnen und entsprechende 
Daten 2018 austauschen, sofern die nötigen Ge-
setze und Abkommen rechtzeitig genehmigt 
werden.

(3.) Entwurf zum Bundesgesetz  
über die einseitige Anwendung 
des geltenden OECD-Standards

Der Bundesrat hat am 24. Oktober 2014 einen 
ersten Entwurf des Bundesgesetzes über die 
 einseitige Anwendung des OECD-Standards 
zum Informationsaustausch («GASI») in die 
Vernehmlassung geschickt22. Hintergrund des 
 neuen Bundesgesetzes bildet der Beschluss des 
 Bundesrates vom 19. Februar 2014, den Infor-
mationsaustausch auf Ersuchen nach dem der-
zeit geltenden Standard der OECD (Art. 26 
OECD-MA, Fassung vom 15. Juli 2014) einseitig 
auf alle Staaten und Territorien anzuwenden, 
bei denen die DBAs mit der Schweiz noch nicht 
dem genannten internationalen Standard genü-
gen. Der neue Gesetzesentwurf übernimmt dem-
nach die Bestimmungen von Art. 26 des OECD-
Musterabkommens und betrifft nur die einseitige 
Anwendung für den Informationsaustausch auf 
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Anfrage und nicht den spontanen oder automa-
tischen Informationsaustausch. Ausserdem er-
folgt die einseitige Anwendung des Informati-
onsaustausches auf Ersuchen nur unter dem 
Vorbehalt der Reziprozität und der Wahrung der 
Vertraulichkeit der ausgetauschten Informatio-
nen durch die betroffenen Staaten oder Territo-
rien (Datenschutz und Spezialitätsprinzip).

3.2  EU State Aid Investigations
Die Europäische Kommission hat damit begon-
nen, Vereinbarungen mit Steuerbehörden aus 
den Niederlanden, Irland und Luxemburg auf 
ungerechtfertigte staatliche Beihilfe hin zu un-
tersuchen. Dies im Hinblick darauf, dass wenn 
eine Gesellschaft staatliche Unterstützungen er-
hält, diese grundsätzlich einen Wettbewerbsvor-
teil gegenüber den anderen Marktteilnehmern 
darstellt. Insofern sind staatliche Unterstützun-
gen ausnahmsweise nur dann erlaubt, wenn 
diese aus Gründen der wirtschaftlichen Ent-
wicklung gerechtfertigt sind. In diesem Zusam-
menhang hat die Europäische Kommission am 
7. Oktober 2014 bekannt gegeben, dass sie eine 
vertiefte Untersuchung im Zusammenhang mit 
der Besteuerung einer im Versandhandel täti-
gen Gesellschaft in Luxemburg eröffnet hat23. 
Untersucht wird, ob der Entscheid der Luxem-
burgischen Steuerverwaltung betreffend die 
 Besteuerung der vorerwähnten Gesellschaft al-
lenfalls die EU-Bestimmungen hinsichtlich 

unerlaubter Staatshilfe verletzt. Die Eröffnung 
der Untersuchung erlaubt es interessierten 
Drittparteien sowie den EU- Mitgliedstaaten 
Stellung dazu zu nehmen, ohne damit ein Prä-
judiz für den Ausgang der Untersuchungen zu 
schaffen. Die  Untersuchung bezieht sich kon-
kret auf ein bestehendes Ruling für eine luxem -
burgische Gesellschaft, die den grössten Teil des 
Gewinnes aus dem Europageschäft verein-
nahmt. Teile dieser Gewinne werden basierend 
auf einer im Ruling festgehaltenen Transfer-
Pricing-Methode durch Lizenzzahlungen an 
eine in Luxemburg nicht steuerpflichtige Per-
sonengesellschaft (limited liability partner-
ship) ausgeschieden. Zu diesem Zeitpunkt erör-
tert die EU-Kommission, ob der Betrag der 
Lizenzen, welcher den steuerbaren Gewinn der 
luxemburgischen Gesellschaft jährlich redu-
ziert, marktgerecht ist oder ob es sich in diesem 
Fall um eine staatliche EU-Beihilfe handeln 
könnte.

3.3 Beilegung Steuerdialog Schweiz – 
EU und Vernehmlassung zur 
 Unternehmenssteuerreform III

Wie bereits in der Ausgabe StR 10/2014 S. 696 ff.  
berichtet, haben die Schweiz und die Euro päische 
Union («EU») am 1. Juli 2014 eine  gemeinsame 
Verständigung zur Beilegung des  bestehenden 
Steuerdialogs paraphiert. Bundesrätin Eveline 
Widmer-Schlumpf und 28 Vertreter der EU-Mit-

21  Vgl. Medienmitteilung des Eidgenössischen Finanz -
departementes EFD vom 8. Oktober 2014.

22 Vgl. Medienmitteilung des Eidgenössischen Finanz -
departementes EFD vom 24. Oktober 2014; Erläuternder 
Bericht zum Bundesgesetz über die einseitige Anwen-
dung des OECD-Standards zum Informationsaustausch 
(GASI) (abrufbar unter: http://www.admin.ch/ch/d/gg/
pc/documents/2538/GASI_Erl.-Bericht_de.pdf).

23 Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilungen vom  
7. Oktober 2014.

17 Vgl. Medienmitteilung des Eidgenössischen Finanz -
departementes EFD vom 8. Oktober 2014.

18  Vgl. dazu auch: HUBER/BARTZ/BERR/STOFFEL, Blick-
punkt International, in: SteuerRevue 10/2014, S. 698 f.

19  Vgl. OECD Newsroom, abrufbar unter http://www.oecd.
org/newsroom/major-new-steps-to-boost-international-
cooperation-against-tax-evasion-governments-commit-
to-implement-automatic-exchange-of-information- 
beginning-2017.htm

20  NZZ-Artikel «Entschärfter Steuerstreit mit Berlin» vom 
27. Oktober 2014.
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gliedstaaten haben am Rande des gemeinsamen 
Treffens der Finanz- und Wirtschaftsminister der 
EFTA- und EU-Staaten am 14. Oktober 2014 in 
Luxemburg nun eine gemeinsame Verständi-
gung in Form eines «Joint Statement»24 zur Un-
ternehmensbesteuerung unterzeichnet. Mit dem 
Joint Statement bekräftigt der Bundesrat die Ab-
sicht zur Abschaffung bestimmter Steuerregime 
(Holdings, Verwaltungsgesellschaften, gemischte 
Gesellschaften, Prinzipalgesellschaften sowie 
das Institut der Swiss Finance Branch) sowie die 
Absicht, neue steuerliche Massnahmen an den 
internationalen Standards der OECD auszu-
richten, und im Gegenzug bestätigt die EU ge-

troffene Gegenmassnahmen zu den Steuerre-
gimes aufzuheben sobald diese abgeschafft 
sind25.
Mit der Unterzeichnung des «Joint Statement» 
ist die Arbeit jedoch nicht etwa beendet, sondern 
es gilt nun in einem zweiten Schritt die bekräf-
tigten Absichten auch umzusetzen. In diesem 
Zusammenhang hat der Bundesrat die mit 
Spannung erwartete Vorlage zur Unterneh-
menssteuerreform III am 22. September 2014 
publiziert26 und damit die neuen Massnahmen 
vorgestellt. Einen Überblick über die vorge-
schlagenen neuen Steuervorschriften kann der 
nachfolgenden Tabelle entnommen werden27:

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Einführung 
der Lizenzbox wird international jedoch noch 
durchleuchtet. So werden zurzeit die bestehen-
den Lizenzboxen (bspw. in Luxemburg oder 
Grossbritannien) sowohl von der EU als auch 

von der OECD im Rahmen des BEPS-Projekts 
näher untersucht. Die internationale Anerken-
nung des Anwendungsbereiches der Lizenzbox 
wird somit auch auf die Ausgestaltung der Li-
zenzbox in der Schweiz entscheidend Einfluss 

Verbesserung der «Steuersystematik» 
(«SS») Gegenfinanzierung («GF»)

Abschaffung der Emissionsabgabe SS

Anpassungen bei der Kapitalsteuer SS

Verbesserung des Beteiligungsabzuges

Übergang von einer indirekten zu einer direkten 
Freistellung

SS

Unbeschränkter Verlustvortrag

Beschränkt auf 80% des steuerbaren Gewinns/
endgültige Verluste von Tochtergesellschaften 
in der Schweiz und im Ausland können mit 
Gewinnen der Schweizer Muttergesellschaft 
verrechnet werden.

SS

Erhöhung der Teilbesteuerung auf 
Dividenden für natürliche Personen

GF

Einführung einer Kapitalgewinnsteuer 
für natürliche Personen

GF

Stärkung der steuerlichen Wettbewerbs-
fähigkeit der Schweiz

Lizenzbox

Erträge aus der Verwertung von geistigem Eigentum 
können auf Kantonsebene bis zu 80% von der Bemes­
sungsgrundlage ausgenommen werden. Welche imma­
teriellen Güter berücksichtigt werden, wurde noch nicht 
definitiv festgelegt (Der Bundesrat vertritt eine enge 
Lizenzbox bei der zurzeit grundsätzlich nur Patente 
qualifizieren).

Zinsbereinigte Gewinnsteuer

Soll auf Bundes­, Kantons­ und Gemeindeebene einge­
führt werden und soll eine steuerliche Gleichbehandlung 
von Eigen- und Fremdfinanzierung sicherstellen.

Steuersystematische Übergangsregelungen – 
Stepup

Stille Reserven, einschliesslich des selbstgeschaffenen 
Goodwills sollen bei einem Wechsel des Steuerstatus 
steuerneutral in der Steuerbilanz aufgedeckt werden 
können.

Reduktion der Gewinnsteuersätze  
(Freiheit der Kantone)
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rücksichtigung der sich daran anschliessenden 
parlamentarischen Beratungen ist damit zu 
rechnen, dass das neue Gesetz allenfalls zwi-
schen 2018 und 2020 in Kraft treten wird. Es ist 
sicherlich damit zu rechnen, dass ein Referen-
dum ergriffen wird, dessen Ausgang im jetzigen 
Zeitpunkt schwierig zu beurteilen ist.

26  Der erläuternde Bericht zur Vernehmlassungsvorlage 
über das Bundesgesetz über steuerliche Massnahmen 
zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des Unterneh-
mensstandorts Schweiz (Unternehmenssteuerreform -
gesetz III) ist abrufbar unter: http://www.news.admin.
ch/NSBSubscriber/message/attachments/36631.pdf.

27  Vgl. EY Global Tax Alert vom 25. September 2014:  
«Der Bundesrat schickt die Vorlage zur Unternehmens-
steuerreform III in die Vernehmlassung».

24  Die Originalfassung des Joint Statement ist abrufbar 
unter: http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/ 
message/attachments/36882.pdf.

25 Vgl. Medienmitteilung des Eidgenössischen Finanz -
departementes EFD vom 14. Oktober 2014; vgl. dazu 
auch: HUBER/BARTZ/BERR/STOFFEL, Blickpunkt 
 International, in: SteuerRevue 10/2014, S. 698 ff.

nehmen, da der Bundesrat sämtliche neue 
Massnahmen an den internationalen Standards 
der OECD ausrichten wird.
Bis zum 31. Januar 2015 haben die verschiede-
nen Interessengruppen nun Zeit, ihre Stellung-
nahmen abzugeben. Die Botschaft zur Unter-
nehmenssteuerreform III soll noch im ersten 
Halbjahr 2015 verabschiedet werden. Unter Be-
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